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Für reichlich Aufregung sorgte 
im September vergangenen 
Jahres das Urteil des Ober-
verwaltungsgerichtes (OVG) 

Münster zum Steinkohlekraftwerk 
Datteln. Ein Vorhaben mit einer Ge-
samtinvestitionssumme von nahezu 
1,2 Mrd. Euro, davon etwa die Hälfte 
schon verbaut, steht vor dem Aus. Die 
Richter erklärten den Bebauungs-
plan der Stadt Datteln, mit dem die 
Ansiedlung des Steinkohlekraftwer-
kes ermöglicht werden sollte, wegen 
zahlreicher Rechtsverstöße für un-
wirksam (Az.: 10 D 121/07).

Raumbedeutsamkeit gewinnt 
an Stellenwert

Noch ist die Entscheidung nicht 
rechtskräftig. Eine Analyse der Ent-
scheidungsgründe zeigt allerdings 
eine Reihe von Belangen auf, denen 
zukünftig sicherlich größere Sorg-
falt gewidmet werden muss. Dies 
gilt insbesondere für das Verhältnis 
zwischen überörtlicher Planung und 
Bauleitplanung der Kommune. Der 
nach Auffassung des Gerichts vorlie-
gende Widerspruch zwischen dem 
Landesentwicklungsplan Nordrhein-
Westfalen und dem Bebauungsplan 
der Stadt Datteln war unter anderem 
der Anlass, die Rechtswidrigkeit des 
Bebauungsplans festzustellen.

Der Landesentwicklungsplan legt 
im Norden der Stadt Datteln den 
Standort eines Kraftwerkes zeichne-
risch als so genanntes Ziel der Raum-
ordnung fest. Dagegen sah der Be-
bauungsplan der Stadt Datteln eine 
Fläche rund fünf Kilometer südlich 
davon als Kraftwerksstandort vor. Das 
OVG ging aufgrund dessen davon aus, 
dass der Bebauungsplan der Stadt 
nicht den verbindlichen Zielen der 
Raumordnung entspreche, was aber 
gesetzlich gefordert sei. 

Vergegenwärtigt man sich jedoch 
Funktion und Struktur der Landespla-
nung als Teil der Raumordnung, erge-
ben sich Fragen: Die Raumordnung ist 
nach der Vorstellung des Gesetzgebers 
auf die Entwicklung eines größeren 
Raumes, wie Länder oder Regionen, 
angelegt. Sie soll unterschiedliche 
Raumnutzungsansprüche aufeinan-

der abstimmen und Konfl ikte in grö-
ßerem Zusammenhang ausgleichen. 
Die Festlegung konkreter Standorte 
für bestimmte Industrie- oder sonstige 
Vorhaben scheint nicht davon erfasst.

Tatsächlich übernimmt die Raum-
ordnung jedoch mehr und mehr die 
Funktion einer Standortplanung bzw. 
-zuweisung. Beleg dafür ist etwa die 
Festlegung von Eignungsgebieten für 
Windenergie- und Photovoltaikanla-
gen. In Regionalplänen (als Raumord-
nungspläne) werden dazu Gebiete de-
fi niert, innerhalb derer zum Beispiel 
Windenergieanlagen errichtet werden 
dürfen. Außerhalb dieser Gebiete ist 
ihre Errichtung in der Regel ausge-
schlossen. Damit sollen diese Anlagen 
konzentriert, eine ungeordnete Er-
richtung ausgeschlossen und der übri-
ge Freiraum geschützt werden.

Ausgangspunkt für eine solche 
Steuerung ist die Raumbedeutsam-
keit der Anlagen. Sie liegt nach der 
gesetzlichen Defi nition vor, wenn das 
Vorhaben raumbeanspruchend oder 
raumbeeinfl ussend ist. Dafür reicht 
die reine Flächennutzung nicht aus, 
sondern es muss um eine großräumi-
ge Flächeninanspruchnahme gehen. 
Näher liegt daher − etwa im Fall der 
Windenergieanlagen − die Annahme 
einer Raumbeeinfl ussung. Die Recht-
sprechung geht seit dem Grundsatzur-
teil des Bundesverwaltungsgerichtes 
von 2003 davon aus, dass schon eine 
einzelne Windenergieanlage raum-
bedeutsam sein kann, wenn sie eine 
bestimmte Mindesthöhe überschrei-
tet. Das ist spätestens ab einer Höhe 
von 100 m der Fall. Anhand der Höhe 
der Anlagen wird durch die Gerichte 
auch beurteilt, ob ihnen eine optisch 
bedrängende Wirkung zukommt. So 
hat das OVG Münster jüngst auch den 
Bau einer Windturbine in Bochum 
untersagt − wegen zu dichten Ab-
stands zur Wohnbebauung.

 Klagen gegen Raumordnungs-
pläne nehmen zu 

Bei Kohlekraftwerken kann sich eine 
Raumbedeutsamkeit aus der fl ächen-
mäßigen Ausdehnung ergeben; eher 
wird sie aber aufgrund ihres groß-
räumigen Emissionsverhaltens an-

zunehmen sein. Im Falle von Datteln 
war auch die beabsichtigte Errich-
tung von 180 m hohen Kühltürmen 
Indiz für eine Raumbedeutsamkeit. 
Landes-  oder regionalplanerische Stand-

ortzuweisungen führen in der Praxis 
allerdings dazu, dass sich der Streit um 
bestimmte, brisante Vorhaben vom 
konkreten Genehmigungsverfahren 
auf die überörtliche Planungsebene 
verlagert. Dort wird er dann mit aller 
Vehemenz geführt. Denn die landes-
planerische Kontingentierung bezie-
hungsweise Vorgabe von Standorten 
ist für nachfolgende Genehmigungs-
verfahren verbindlich; Vorhaben au-
ßerhalb der zugewiesenen Flächen 
sind in der Regel unzulässig. Jeder 
potenzielle Investor, jede Gemeinde 
ist daher gut beraten, ihre Belange 
bereits bei der Aufstellung des Raum-
ordnungsplans möglichst umfassend 
einzubringen. Andernfalls riskieren 
sie, diese Standortzuweisung später 
ohne weiteres hinnehmen zu müssen 
und an einer abweichenden Planung 
− wie das Beispiel Datteln zeigt − ge-
hindert zu sein.

Belegen lässt sich dies auch an der 
Zunahme der Gerichtsverfahren in 

den letzten Jahren, mit denen Raum-
ordnungspläne angegriffen werden. 
Investoren wehren sich gegen den 
Ausschluss bestimmter Flächen, An-
wohner oder Gemeinden gegen die 
Standortzuweisung für bestimmte 
Vorhaben. 

Dennoch: Die überörtliche Planung 
und Steuerung von raumbedeutsa-
men Vorhaben ist sinnvoll und wich-
tig. In den zugewiesenen Standorten 
oder Flächen genießen Windkraft-, 
Photovoltaikanlagen oder Kohlekraft-
werke Vorrang gegenüber anderen 
Nutzungen. Dies wiederum bedeutet 
für Investoren mehr Planungssicher-
heit. Wird die Festlegung im Raum-
ordnungsplan allerdings missachtet, 
kann dies zur Unzulässigkeit des Vor-
habens führen. Ob dies in Datteln der 
Fall war, wird zuletzt das Bundesver-
waltungsgericht klären. E &M
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Der Konfl ikt zwis� en 
Raumordnungsplänen und 
der Bauleitplanung der 
Kommunen kann Kohle-
kra� werke wie au�  Wind-
kra� anlagen treff en
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 Die Rolle der Raumbedeutsamkeit und der optischen 

Wirkung für den Baustopp eines Kraftwerks in Datteln und 

einer Windturbine in Bochum beschreibt JANKO GEßNER*.

Raumordnung 
sti� t Bauplanung
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Unternehmen mit hohem Energiebedarf, zum Beispiel aus Industrie, Handel oder 
dem produzierenden Gewerbe, benötigen maßgeschneiderte Konzepte und effi ziente 
Services um Verbrauch und Kosten zu optimieren. Als führender Energiedienstleister 
aus Österreich mit mehr als 3,2 Mio. Kundenanlagen in ganz Mitteleuropa bietet die 
EAA-EnergieAllianz Austria mit branchenspezifi schen Produkten und Dienstleistungen 
einen echten Mehrwert. Denn von der Risikoabsicherung beim Energieeinkauf bis zum 
laufenden Monitoring und Reporting unterstützt die EAA ihre Kunden bei der Stärkung 
ihrer Wettbewerbsfähigkeit. 

Energie hat also doch ein „Mascherl“*, wie wir sagen: Denn es ist eben nicht egal, 
von welchem Anbieter man Strom und Erdgas bezieht – die Energie fürs Leben.

Info unter: 0201 31 93 77-0 oder offi ce@energieallianz.at; www.energieallianz.at

Es macht einen Unterschied,
wo die Energie dafür her kommt.

* österr. für Schleife

ENERGIE FÜRS LEBEN
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